
INSERAT

NORDWESTSCHWEIZ
DIENSTAG, 28. AUGUST 2018 INLAND 7

Mehr als 108 000 Kinder in der Schweiz
sind von Armut betroffen, 615 000 Per-
sonen waren es 2016 insgesamt. Das
lässt auch den Bundesrat nicht kalt. Er
beurteilte den Problemdruck im April
noch als «hoch». Damals bekräftigte er,
sein Engagement fortführen zu wollen.
Denn Ende Jahr läuft das Nationale Pro-
gramm gegen Armut aus. Nächste Woche
wird Bilanz gezogen.

Mit diesem Bekenntnis des Bundesrats
will sich das Hilfswerk Caritas nun aber
nicht zufriedengeben. Direktor Hugo Fasel
hält es für «beschämend», dass der Bund
sich künftig noch mit 500 000 Franken an
der Armutsbekämpfung beteiligen will, zu-
mal der im April veröffentlichte Bericht
klare Handlungsfelder aufzeigt. «Trotzdem
verabschiedet er sich aus der Armutspoli-
tik», kritisiert Fasel. Das habe mit einer ver-
fehlten Einstellung zu tun: «Der Bundesrat
reduziert die Armutsfrage auf die Sozial-
hilfe.» Viel wichtiger sei es, die Armut zu ver-
hindern, diese also präventiv anzugehen.

Doch genau da fehle es an einer Verbind-
lichkeit des Bundes: Er überlässt diese Auf-
gabe weiterhin Kantonen und Gemeinden.

Der Bund soll übernehmen
Natürlich lässt sich dagegenhalten, dass

Armutsbekämpfung auf verschiedenen
Ebenen stattfindet: Über Arbeitslosenver-
sicherung oder die AHV sowie über Mass-
nahmen zur Weiterbildung und Integra-
tion, für die der Bund viel Geld aufwirft.
Caritas verlangt vom ihm nun aber, in
der präventiven Armutsbekämpfung eine
«Leaderrolle» zu übernehmen.

Denn die Differenzen zwischen den
Kantonen sind gross – nicht nur bei der
Höhe der Sozialhilfe oder der Prämienver-
billigung. Caritas nennt fünf Bereiche mit
dringendem Handlungsbedarf. Dazu ge-
hört neben einer Garantie zur Existenz-
sicherung und verbindlichen Zielen zur
Reduktion der Armut vor allem die Ver-
hinderung von Familienarmut. Denn Kin-
der gelten als grosses Armutsrisiko: Fami-
lien mit drei und mehr Kindern sowie Al-
leinerziehende sind überdurchschnittlich

von Armut betroffen. Geht es nach Caritas,
soll deshalb der Bundesrat dafür sorgen,
dass alle Kantone Massnahmen umsetzen.

Zum Beispiel Tessin
Wie das funktionieren könnte, zeigt

das Tessin. Eher unerwartet übernimmt
der Kanton in der Armutsprävention
eine Vorbildfunktion:
■ Bildung: Seit bald 90 Jahren bietet das
Tessin einen freiwilligen Kindergarten für
Kinder ab drei Jahren an, der um 8.30
Uhr beginnt und um 15.45 Uhr endet. Die
Kinder essen am Mittag zusammen. Das
ermöglicht den Eltern eine kostenlose
Betreuung der Kinder durch geschultes
Personal. Der Kindergarten bietet zudem
eine Frühe Förderung aller Kinder. Profi-
tieren können vor allem jene, die aus
bildungsfernen und sozial benachteiligten
Familien kommen. Studien zeigen, dass
diese Kinder in der Schule daraufhin bes-
ser abschneiden. Das ist nachhaltig. Denn
die Wissenschaft geht davon aus, dass sich
dadurch das Risiko verringert, Armut an
die nächste Generation weiterzuvererben.

■ Ergänzungsleistungen für Familien:
Als erster Kanton hat das Tessin 1997 Er-
gänzungsleistungen für Familien einge-
führt. Über 3000 Familien werden unter-
stützt, wodurch das Armutsrisiko von
Kindern laut Caritas wesentlich sank. Er-
gänzungsleistungen haben einen wesent-
lichen Vorteil gegenüber der Sozialhilfe:
Sie müssen nicht zurückbezahlt werden.
Die Familien verschulden sich dadurch
nicht und haben so die Chance, sich
aus der Armut zu lösen.
■ Vereinbarkeit von Familie und Beruf:
Während Zürich mit Pilotprojekten expe-
rimentiert, ist die Tagesschule im Tessin
seit Jahrzehnten bereits weit verbreitet.
Nicht nur die erwähnten Kindergärten
bieten Mittagstische an, auch die meis-
ten Primar- und Sekundarschulen. Die
Schulen betreuen Kinder auch nach dem
Unterricht. Für viele berufstätige Eltern
ist die Kinderbetreuung ein wichtiger Fak-
tor im Haushaltsbudget. Wenn diese nicht
nur reibungslos gelingt, sondern auch noch
kostenlos angeboten wird, wirkt sie effi-
zient der Kinderarmut entgegen.

Tessin als Vorbild im Kampf gegen Armut
Sozialpolitik Massnahmen gegen Armut sind je nach Kanton verschieden. Deshalb soll der Bund den Lead übernehmen
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Prozent der ständigen Wohn-
bevölkerung leben in Armut.
In der Schweiz leitet sich das
Existenzminimum von den Richt-
linien der Schweizerischen
Konferenz für Sozialhilfe ab. Es
ergibt sich aus der Summe der
Wohnkosten, Gesundheits-
kosten, Grundbedarf und situa-
tionsbedingten Leistungen.
Im Jahr 2016 betrug die Armuts-
grenze 2247 Franken pro Monat
für eine Einzelperson und 3981
Franken für einen Haushalt mit
zwei Erwachsenen und zwei
Kindern unter 14 Jahren.
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So ein Velo kann ungeahnte Kräfte frei-
setzen. Für Autos jedenfalls gibt es am
Montagmorgen in Olten zeitweise kein
Durchkommen mehr. In der Tempo-20-
Zone am Rande der Innenstadt drängt
Veloreifen an Veloreifen, ein zweispuri-
ger Strom wie auf der Autobahn. «Heute
sind Velofahrer mal nicht zweitrangig»,
jubelt eine Frau mit blauem Helm. Da
kann der Mann im silbrigen Kombi noch
so genervt aufs Steuerrad klopfen.

Irgendwie mag diese Machtdemonstra-
tion der Zweiräder nicht so recht zum
sanften Verkehrsmittel passen. Doch ge-
gen hundert Menschen sind in die Stadt
gekommen, um radelnd für den Velo-Ar-
tikel zu werben, über den am 23. Sep-
tember abgestimmt wird. Ganz vorne mit
dabei: Verkehrsministerin Doris Leut-
hard. Auch die CVP-Bundesrätin trägt
vorbildlich-achtsam einen Helm, sie sitzt
halb aufrecht im Sattel des silbrigen Miet-
velos. Die Bundespolitik fuhr in Sachen
Drahtesel lange hinterher, das weiss
Leuthard natürlich. Und sie weiss, wel-
che Wirkung gute Bilder entfalten kön-
nen. Mit einem einzigen Foto kann ein
Politiker mehr vermitteln als mit all sei-
nen Reden. Die Bundesrätin auf dem Ve-
lo, das ist ein Selbstläufer.

Also hat Leuthard ihr Sonnengesicht
aufgesetzt, als der Tross die Altstadt ver-
lässt und der Dünnern entlang Richtung
Gäu radelt. Der Abschnitt der Veloroute
50 gilt als Musterbeispiel für eine gute

Veloplanung. Der breite Weg ist getrennt
vom Autoverkehr. Die Strecke ist grosszü-
gig ausgeschildert, selbst die Details sind
durchgeplant. So verläuft etwa die Holz-
brücke im Gheidgraben nicht im rechten,
sondern im stumpfen Winkel zum Fluss;
Velofahrer können mit Schwung in die
Kurve rein. Dank der regionalen Umfah-
rungsstrasse sei es gelungen, auch auf Ve-
los optimal Rücksicht zu nehmen, erklärt
Oltens Stadtpräsident Martin Wey unter-
wegs. «Beruhigung und Entflechtung»
laute die Erfolgsformel.

Keine neuen Bundessubventionen
Aus Leuthards Sicht erhöht ein gutes

Velonetz die Sicherheit aller. «Autos und
Velos kommen sich weniger ins Gehege,
wenn der Verkehr entflochten ist», sagt
sie. Und für den Solothurner Baudirektor
Roland Fürst ist klar: «Gemeinden, Kan-
tone und der Bund müssen mehr koope-
rieren, um das Potenzial des Velover-
kehrs voll zu nutzen.»

Mit dem Bundesbeschluss Velo kommt
eine Vorlage an die Urne, die weitgehend
unbestritten ist und hinter der selbst der
Touring-Club Schweiz steht. Ihr liegt eine
Initiative zugrunde. «Pro Velo» hat diese
zugunsten des Bundesbeschlusses je-
doch zurückgezogen. Bei einem Ja wür-
den die Wege für Velos in der Verfassung
verankert und jenen für Fussgänger und
Wanderer gleichgestellt.

Der Bund könnte Grundsätze festlegen
und Massnahmen unterstützen. Zustän-
dig für das Velonetz wären aber weiter-
hin Kantone und Gemeinden. Zu neuen
Subventionen, betont Leuthard, werde
der Bund nicht verpflichtet. Wen wun-
dert es da, dass die Bundesrätin so ent-
spannt in die Pedale treten kann.

Machtdemonstration der Zweiräder
Abstimmung Bundesrätin
Doris Leuthard tritt für ein Ja
zum Velo-Artikel in die Pedale.

VON SVEN ALTERMATT

Doris Leuthard wirbt in Olten für den Bundesbeschluss Velo.  GEORGIOS KEFALAS/KEY

UNI-ABSOLVENTEN
Röstigraben bei Jobsuche
Wer an einer Deutschschweizer Hoch-
schule den Abschluss gemacht hat,
hat bessere Chancen, eine Stelle zu fin-
den, als Absolventen in der lateinischen
Schweiz. Durchschnittlich sind ein Jahr
nach dem Studienabschluss 4,8 Prozent
der Akademiker noch ohne Stelle. Bei
den Master-Absolventen der Uni Genf
beträgt die Erwerbslosenquote 9,6 Pro-
zent, bei denen der Uni Neuenburg 7,5,
und bei der Università della Svizzera
italiana 7 Prozent.  (SDA)

CYBERSICHERHEIT
Bund erlässt Standard
Die Schweiz funktioniert nicht ohne
Elektrizitätswerke, Spitäler, Transport-
unternehmen oder Trinkwasseraufbe-
reitungen. Die IT-Systeme dieser Infra-
strukturen werden täglich angegriffen.
Der Bund hat nun einen Minimalstan-
dard für Cybersicherheit erlassen. Dabei
geht es darum, einen Angriff überhaupt
zu bemerken. Weitere Massnahmen be-
treffen den Schutz der Systeme. (SDA)

ARZNEIMITTEL
Keine Verunreinigungen
Die in der Schweiz zugelassenen
und erhältlichen Valsartan-Präparate
entsprechen den Anforderungen.
Das Heilmittelinstitut Swissmedic will
aber weitere Arzneimittel überprüfen.
In der Schweiz und in anderen Ländern
waren Medikamente mit dem Wirk-
stoff Valsartan zurückgerufen worden,
weil das Risiko bestand, dass einzelne
Chargen mit einem wahrscheinlich
krebserregenden Stoff verunreinigt
sein könnten. (SDA)
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